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29.08.2023 
 

Wichtige neue Entscheidung 
 
Enteignungs- und Energierecht: Zuständiges Gericht bei Rechtsstreitigkeiten betref-
fend vorzeitige Besitzeinweisungen 
 
§ 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO, § 6 BBPlG, § 12 LNNG, §§ 44b, 44c EnWG, § 48 Abs. 1 
Satz 3 VwGO 
 
Vorzeitige Besitzeinweisung nach § 44b EnWG 
Erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts 
 
Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 22.06.2023, Az. 4 VR 4.23 

 
 
 

Orientierungssatz der LAB: 

Das Bundesverwaltungsgericht ist im Anwendungsbereich von § 50 Abs. 1 Nr. 6 

VwGO i.V.m. § 6 BBPlG für Klagen gegen vorzeitige Besitzeinweisungsbeschlüsse 

gemäß § 44b EnWG erstinstanzlich zuständig. 

 

Hinweis: 

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat nach der Verweisung des Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshofs (vgl. hierzu den von uns als „Wichtige neue Entscheidung“ 

veröffentlichten Beschluss vom 19.06.2023, Az. 22 A 23.40015) seine Zuständigkeit 

ungeachtet der nach § 83 Satz 1 VwGO i.V.m. § 17a Abs. 2 Satz 3 GVG bindenden 

Verweisung auch inhaltlich bestätigt. 
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Das BVerwG weist hierzu insbesondere auf Folgendes hin: 

 

§ 6 Satz 1 BBPlG verweise für die in den Bedarfsplan aufgenommenen Vorhaben 

seinerseits ausdrücklich auf § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO. Gemäß § 6 Satz 2 Nr. 1 BBPlG 

sei § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO auch anzuwenden für auf diese Vorhaben bezogene 

Veränderungssperren, Zulassungen des vorzeitigen Baubeginns und Anzeigeverfah-

ren. Vergleichbare Regelungen fänden sich u.a. in § 43e Abs. 4 Satz 2 EnWG und 

§ 12 Satz 2 Nr. 1 LNGG. Der Begriff der Zulassung des vorzeitigen Baubeginns in 

§ 12 Satz 2 Nr. 1 LNGG sei mit Blick auf den Gesetzeszweck weit auszulegen und 

nicht auf die so bezeichnete Zulassung des vorzeitigen Baubeginns im Sinne des 

§ 44c EnWG beschränkt. Er erfasse auch die in § 44b EnWG geregelte vorzeitige 

Besitzeinweisung, die dasselbe Ziel der Ermöglichung des zügigen Baubeginns ver-

folge. Der 4. Senat des BVerwG schließt sich damit für die Auslegung von § 6 BBPlG 

i.V.m. § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO dem Begriffsverständnis des 7. Senats des BVerwG 

zu § 12 LNNG an (vgl. Beschluss vom 10.02.2023, Az. 7 VR 1.23, juris Rn. 12). § 6 

BBPlG ziele ebenso wie § 12 LNGG darauf, eine einheitliche Befassung und Ent-

scheidungsgeschwindigkeit für Entscheidungen zu gewährleisten, die im Bundesbe-

darfsplan bezeichnete Vorhaben beträfen. 

 

Die Öffnungsklausel des § 48 Abs. 1 Satz 3 VwGO stehe dieser Auslegung nicht ent-

gegen, da die Regelung für Besitzeinweisungen, die bundesrechtlich geregelt seien, 

nicht einschlägig sei. 

 

Das BVerwG hat in der Sache den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wir-

kung der Klage gegen die nach § 44b Abs. 7 Satz 1 EnWG sofort vollziehbare vorzei-

tige Besitzeinweisung abgelehnt. Die vorzeitige Besitzeinweisung des Landratsamts 

erweise sich bei der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren allein möglichen und ge-

botenen summarischen Prüfung voraussichtlich als rechtmäßig. 

 

 

 

Egner 
Oberlandesanwältin 
  



 

 

 

BESCHLUSS 

 
 
BVerwG 4 VR 4.23 
 
 
 

In der Verwaltungsstreitsache 
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hat der 4. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
am 22. Juni 2023  
durch die Vorsitzende Richterin am Bundesverwaltungsgericht Schipper und 
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Decker und Dr. Hammer 
 
 
beschlossen: 
 
 

Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Der Antragsteller trägt die Kosten des Verfahrens ein-
schließlich der außergerichtlichen Kosten der Beigelade-
nen. 
 
Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 3 000 € festge-
setzt. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Antragsteller wendet sich gegen eine vorzeitige Besitzeinweisung, die der 

Beigeladenen für den Bau einer Höchstspannungsfreileitung erteilt wurde.  

 

Das Vorhaben Ostbayernring  Ersatzneubau 380/110-kV-Höchstspannungslei-

tung Redwitz a. d. Rodach – Schwandorf einschließlich Rückbau der Bestands-

leitung, Abschnitt Umspannwerk Schwandorf – Umspannwerk Etzenricht 

wurde mit Beschluss vom 29. Juli 2022 planfestgestellt; es ist ein Abschnitt des 

Vorhabens 380 kV-Höchstspannungsleitung Redwitz a. d. Rodach – Schwan-

dorf, das als Nr. 18 der Anlage zum BBPlG in den Bedarfsplan nach § 1 Abs. 1 

BBPlG aufgenommen ist. Die geplante Leitung überspannt ein Grundstück des 

Antragstellers (Flnr. …, Gemarkung A.), auf dem auch ein Teil von Mast X. er-

richtet werden soll.  
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Mit Beschluss vom 4. Mai 2023 wies das zuständige Landratsamt die Beigela-

dene vorzeitig – mit Wirksamkeit ab dem 29. Mai 2023 – dauerhaft in den Be-

sitz der für den Schutzstreifen und den Mast erforderlichen Flächen (11 228 m²) 

sowie vorübergehend in den Besitz der für die Einrichtung von Arbeitsflächen 

und Zuwegungen erforderlichen Flächen (3 317 m²) des o. g. Grundstücks ein. 

 

Hiergegen hat der Antragsteller entsprechend der beigefügten Rechtsmittelbe-

lehrung Klage beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof erhoben und einstwei-

ligen Rechtsschutz beantragt. Er macht im Wesentlichen geltend, dass der 

Standort, der Masttyp und die Höhe von Mast X. von Zusagen der Beigeladenen 

abwichen. Der Umfang der Grundstücksinanspruchnahme sei unbestimmt. Das 

zeigten auch die von der Beigeladenen vorgelegten Vertragsentwürfe über die 

Bestellung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit, die zumindest wider-

sprüchlich seien. Zudem habe sich die Beigeladene nicht ausreichend um eine 

gütliche Einigung bemüht. 

 

Der Antragsgegner und die Beigeladene treten dem Antrag entgegen.  

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat Klage und Eilantrag an das Bundesverwal-

tungsgericht verwiesen. 

 

II 

 

Der Antrag hat keinen Erfolg. 

 

1. Das Bundesverwaltungsgericht ist aufgrund der nach § 83 Satz 1 VwGO 

i. V. m. § 17a Abs. 2 Satz 3 GVG bindenden Verweisung durch den Verwaltungs-

gerichtshof für die Entscheidung über den Antrag zuständig.  

 

Ungeachtet dessen hat der Verwaltungsgerichtshof die Zuständigkeit des Bun-

desverwaltungsgerichts zu Recht bejaht. Nach § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO entschei-

det das Bundesverwaltungsgericht im ersten und letzten Rechtszug u. a. über 

sämtliche Streitigkeiten, die Planfeststellungsverfahren und Plangenehmigungs-

verfahren für Vorhaben betreffen, die im Bundesbedarfsplangesetz bezeichnet 
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sind. § 6 Satz 1 BBPlG verweist für die in den Bedarfsplan aufgenommenen Vor-

haben seinerseits ausdrücklich auf § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO. Gemäß § 6 Satz 2 

Nr. 1 BBPlG ist § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO auch anzuwenden für auf diese Vorha-

ben bezogene Veränderungssperren, Zulassungen des vorzeitigen Baubeginns 

und Anzeigeverfahren. Vergleichbare Regelungen finden sich u. a. in § 43e 

Abs. 4 Satz 2 EnWG und § 12 Satz 2 Nr. 1 LNGG. Der Begriff der Zulassung des 

vorzeitigen Baubeginns in § 12 Satz 2 Nr. 1 LNGG ist mit Blick auf den Gesetzes-

zweck weit auszulegen und nicht auf die so bezeichnete Zulassung des vorzeiti-

gen Baubeginns im Sinne des § 44c EnWG beschränkt. Er erfasst auch die in 

§ 44b EnWG geregelte vorzeitige Besitzeinweisung, die dasselbe Ziel der Ermög-

lichung des zügigen Baubeginns verfolgt (BVerwG, Beschluss vom 10. Februar 

2023 - 7 VR 1.23 - EnWZ 2023, 223 Rn. 12).  

 

Der Senat schließt sich diesem Begriffsverständnis für die Auslegung von § 6 

BBPlG i. V. m. § 50 Abs. 1 Nr. 6 VwGO an. Das LNG-Beschleunigungsgesetz ist 

zwar nach seiner Ausgestaltung mit einer Reihe von Ausnahme- und Maßgaben-

regelungen (vgl. zum EnWG § 8 LNGG) in besonderer Weise auf die Beschleuni-

gung der Verfahren für dringliche Vorhaben ausgerichtet. § 6 BBPlG zielt aber 

ebenso wie § 12 LNGG darauf, eine einheitliche Befassung und Entscheidungs-

geschwindigkeit für Entscheidungen zu gewährleisten, die im Bundesbedarfs-

plan bezeichnete Vorhaben betreffen (vgl. BT-Drs. 19/23491 S. 23; zu § 12 

LNGG BT-Drs. 20/1742 S. 38).  

 

Die Öffnungsklausel des § 48 Abs. 1 Satz 3 VwGO steht dieser Auslegung nicht 

entgegen. Sie ist eingefügt worden, weil die Länder für Streitigkeiten über Be-

sitzeinweisungen teilweise den Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten vorge-

sehen haben. Vor diesem Hintergrund wurde von einer bundesrechtlichen Zu-

weisung der Streitigkeiten an die Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsge-

richtshöfe abgesehen. Für Besitzeinweisungen, die bundesrechtlich geregelt 

sind, ist die Regelung nicht einschlägig (vgl. Ziekow, in: Sodan/Ziekow, VwGO, 

5. Aufl. 2018, § 48 Rn. 32). Unabhängig davon verfolgt die Öffnungsklausel den-

selben Zweck wie die o. g. Vorschriften. Sie soll "wegen des engen rechtlichen 

und sachlichen Zusammenhangs zwischen Besitzeinweisung und Planfeststel-

lung" der Prozessökonomie und Verfahrensbeschleunigung dienen (vgl. 

BT-Drs. 10/171 S. 12).  
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2. Der – gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO statthafte – 

Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen die nach 

§ 44b Abs. 7 Satz 1 EnWG sofort vollziehbare vorzeitige Besitzeinweisung ist un-

begründet. 

 

Die im Rahmen von § 80 Abs. 5 VwGO vorzunehmende Interessenabwägung 

geht zu Lasten des Antragstellers aus. Das bereits durch die gesetzliche Rege-

lung des § 44b Abs. 7 Satz 1 EnWG betonte öffentliche Interesse und das Inte-

resse der Beigeladenen an der sofortigen Vollziehung der vorzeitigen Besitzein-

weisung überwiegen das Interesse des Antragstellers an der aufschiebenden 

Wirkung seiner Klage. Bei der im vorläufigen Rechtsschutzverfahren allein 

möglichen und gebotenen summarischen Prüfung erweist sich die vorzeitige Be-

sitzeinweisung voraussichtlich als rechtmäßig.  

 

Nach § 44b Abs. 1 Satz 1 EnWG hat die Enteignungsbehörde den Träger des 

Vorhabens auf Antrag nach Feststellung des Plans oder Erteilung der Plange-

nehmigung in den Besitz einzuweisen, wenn der sofortige Beginn von Bauarbei-

ten geboten ist und sich der Eigentümer oder Besitzer weigert, den Besitz eines 

für den Bau, die Änderung oder Betriebsänderung von Hochspannungsfreilei-

tungen, Erdkabeln oder Gasversorgungsleitungen im Sinne des § 43 EnWG be-

nötigten Grundstücks durch Vereinbarung unter Vorbehalt aller Entschädi-

gungsansprüche zu überlassen. Der Planfeststellungsbeschluss oder die Plange-

nehmigung müssen vollziehbar sein (Satz 2). Diese Voraussetzungen liegen 

nach dem gegenwärtigen Erkenntnisstand vor. 

 

a) Das Grundstück des Antragstellers wird für den Bau der Höchstspannungs-

leitung benötigt. Der Planfeststellungsbeschluss vom 29. Juli 2022 sieht die In-

anspruchnahme des Grundstücks vor. Das ergibt sich aus dem Grunderwerbs-

verzeichnis (Planunterlage …) und dem Lage- und Grunderwerbsplan (Planun-

terlage …). Die Unterlagen sind planfestgestellt (vgl. PFB, S. 19 f.), der Besitz-

einweisungsbeschluss nimmt hierauf Bezug.  
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Masttyp und -konfiguration sowie Masthöhe und Mastfundament von Mast X. 

können dem Längenprofil (Planunterlage …), der Mastliste zum Bauwerk 1-6 

(Planunterlage …), der Fundamenttabelle zum Bauwerk 1-6 (Planunterlage …) 

und den Mastprinzipzeichnungen (Planunterlage …) entnommen werden. Die 

Unterlagen sind ebenfalls planfestgestellt (vgl. PFB, S. 19 ff.).  

 

Mit seinen Einwänden gegen Standort, Höhe und Masttyp von Mast X. sowie 

die Bestimmtheit der Planung im Bereich seines Grundstücks kann der Antrag-

steller nicht gehört werden. Sie richten sich gegen den Planfeststellungsbe-

schluss, dessen Rechtmäßigkeit im Verfahren auf vorzeitige Besitzeinweisung 

nicht überprüft wird. § 44b Abs. 1 EnWG verlangt nur, dass der Planfeststel-

lungsbeschluss – wie hier – vollziehbar ist. Auch die Bestellung einer Dienstbar-

keit und ihr Inhalt sind nicht Gegenstand des Besitzeinweisungsverfahrens.  

 

b) Der sofortige Beginn der Bauarbeiten auf dem Grundstück des Antragstellers 

ist geboten. Die Beigeladene hat schlüssig dargelegt, dass die Vorhabenrealisie-

rung dringlich ist und die Flächen nach der Besitzeinweisung zeitnah in An-

spruch genommen werden sollen. 

 

Ungeachtet der gesetzlich festgestellten Dringlichkeit des Vorhabens (vgl. § 1 

Abs. 1 BBPlG) duldet der Beginn der Baumaßnahmen auf dem Grundstück des 

Antragstellers im Hinblick auf den Bauzeitenplan vom 21. November 2022, den 

die Beigeladene ihrem Antrag auf Besitzeinweisung beigefügt hat, keinen Auf-

schub. Die einzelnen Bauphasen sind aufeinander abgestimmt. Zeitliche Verzö-

gerungen würden nach den Angaben der Beigeladenen zwangsläufig zu einem 

erheblichen technischen und finanziellen Mehraufwand führen. Danach ist der 

Mast X. der … von insgesamt 37 Maststandorten im Baulos 1 und damit ein es-

sentieller Baustein für die Seilzugarbeiten und die Inbetriebnahme der Leitung. 

Ohne Mast X. ist der Seilzug von Mast Y. bis Mast Z. nicht möglich; zusätzlich 

müsste – unter Inanspruchnahme zusätzlicher Wald- und Eigentumsflächen – 

Mast Y. abgeankert werden. Ein weiteres Zurückstellen der Arbeiten auf dem 

Grundstück des Antragstellers scheidet mithin aus.  
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c) Der Antragsteller hat sich geweigert, der Beigeladenen den Besitz an den be-

nötigten Teilflächen seines Grundstücks freiwillig zu überlassen. 

 

Eine Weigerung im Sinne von § 44b Abs. 1 Satz 1 EnWG liegt vor, wenn der Vor-

habenträger dem Eigentümer oder Besitzer durch ein entsprechendes Angebot 

die Möglichkeit eröffnet hat, die Überlassung des Besitzes unter Vorbehalt 

sämtlicher Entschädigungsansprüche durch eine Vereinbarung im Sinne des 

§ 854 Abs. 2 BGB herbeizuführen und dieser das Angebot nicht angenommen 

hat (vgl. BVerwG, Beschluss vom 10. Februar 2023 - 7 VR 1.23 - EnWZ 2023, 

223 Rn. 22).  

 

Die Beigeladene hat ihre Bemühungen um eine gütliche Einigung mit dem An-

tragsteller im Antrag auf vorzeitige Besitzeinweisung vom 20. März 2023 unter 

Vorlage von Protokollen und Schriftverkehr ausführlich dargelegt. Danach hat 

sie seit dem Jahr 2017 in zahlreichen Gesprächen und Ortsbegehungen mit dem 

Antragsteller auf eine gütliche Einigung hingewirkt und ihm verschiedene Lö-

sungsansätze aufgezeigt. Unter anderem hat sie dem Antragsteller angeboten, 

ihr den Besitz unter Vorbehalt sämtlicher Entschädigungsansprüche zu überlas-

sen. Die Einigungsbemühungen sind erfolglos geblieben, eine Verständigung 

konnte auch in der mündlichen Verhandlung am 26. April 2023 über den An-

trag auf vorzeitige Besitzeinweisung nicht erzielt werden. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 und 3 i. V. m. § 162 Abs. 3 VwGO.  

 

Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 52 Abs. 1 i. V. m. § 53 Abs. 2 Nr. 2 

GKG und orientiert sich an Nr. 34.2.4 i. V. m. Nr. 1.5 des Streitwertkataloges für 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Für das einstweilige Rechtsschutzverfahren ist 

die Hälfte des so ermittelten Streitwerts festgesetzt worden. 

 

 

Schipper    Prof. Dr. Decker    Dr. Hammer 
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